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217. Kundmachung des Bundeskanzlers be-
treffend den Geltungsbereich des Europäischen
Übereinkommens über die Übermittlung von

Anträgen auf Verfahrenshilfe

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Euro-
parates haben die Niederlande für das Königreich in
Europa am 12. Mai 1992 ihre Annahmeurkunde
zum Europäischen Übereinkommen über die
Übermittlung von Anträgen auf Verfahrenshilfe
(BGBl. Nr. 190/1982, letzte Kundmachung des
Geltungsbereiches BGBl. Nr. 338/1990) hinterlegt.

Ferner haben die Niederlande für das Königreich
in Europa nachstehende Behörden als Übermitt-
lungs- bzw. Empfangsstelle notifiziert:

Gemäß Art. 2 Abs. 1 : de bureaus van consultatie
in alle arrondissementen
(Verfahrenshilfebüros in
den gerichtlichen Bereichen
jedes Gerichtshofs)

Gemäß Art. 2 Abs. 2: het bureau van consultatie
in het arrondissement
van's-Gravenage (Verfah-
renshilfebüros des gerichtli-
chen Bereiches des Ge-
richtshofs von Den Haag).

Vranitzky

218.
(Übersetzung)

FÜNFTES ZUSATZPRO-
TOKOLL ZUM ALLGE-
MEINEN ABKOMMEN
ÜBER DIE PRIVILEGIEN
UND IMMUNITÄTEN DES

EUROPARATS

Die Unterzeichnerstaaten, Mit-
glieder des Europarats,

in der Erwägung, daß gemäß
Artikel 59 der Konvention zum
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Schutze der Menschenrechte und
Grundfreiheiten *) (im folgenden
als „Konvention" bezeichnet), die
am 4. November 1950 in Rom
unterzeichnet wurde, den Mit-
gliedern der Europäischen Kom-
mission für Menschenrechte (im
folgenden als „Kommission" be-
zeichnet) und des Europäischen
Gerichtshofs für Menschenrechte
(im folgenden als „Gerichtshof"
bezeichnet) während der Aus-
übung ihres Amts die Privilegien
und Immunitäten zustehen, die in
Artikel 40 der Satzung des Euro-
parats **) und in den gemäß
diesem Artikel abgeschlossenen
Abkommen festgelegt sind;

dessen eingedenk, daß diese
Privilegien und Immunitäten im
Zweiten und Vierten, am 15. De-
zember 1956***) bzw. am
16. Dezember 1961 ****) in Paris
unterzeichneten Zusatzprotokoll
zu dem am 2. September 1949 in
Paris unterzeichneten Allgemei-
nen Abkommen über die Privile-
gien und Immunitäten des Euro-
parats *****) umschrieben und
näher bestimmt worden sind;

in Erwägung der Tatsache, daß
es angesichts der Änderungen im
Ablauf des Kontrollmechanismus
der Konvention notwendig ge-
worden ist, das genannte Allge-
meine Abkommen durch ein wei-
teres Protokoll zu ergänzen,

haben folgendes vereinbart:

Artikel 1

(1) Die Mitglieder der Kom-
mission und die Mitglieder des
Gerichtshofs sind von allen Steu-

*) Kundgemacht in BGBl.
Nr. 210/1958

**) Kundgemacht in BGBl.
Nr. 121/1956, zuletzt geän-
dert durch BGBl. Nr. 745/
1990

***) Kundgemacht in BGBl.
Nr. 13/1959

****) Kundgemacht in BGBl.
Nr. 88/1962

*****) Kundgemacht in BGBl.
Nr. 127/1957
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ern auf die vom Europarat bezahl-
ten Gehälter, sonstigen Bezüge
und Entschädigungen befreit.

(2) Der Ausdruck „Mitglieder
der Kommission und Mitglieder
des Gerichtshofs" umfaßt auch
die Mitglieder, die nach ihrer
Ablösung in Fällen tätig sind, mit
denen sie bereits befaßt waren,
sowie alle gemäß den Bestimmun-
gen der Konvention bestellten
ad hoc-Richter.

Artikel 2

(1) Dieses Protokoll steht den
Mitgliedstaaten des Europarats
zur Unterzeichnung offen. Sie
können ihre Zustimmung, gebun-
den zu sein, ausdrücken:

a) durch Unterzeichnung ohne
Vorbehalt der Ratifikation,
Annahme oder Genehmi-
gung oder

b) durch Unterzeichnung mit
Vorbehalt der Ratifikation,
Annahme oder Genehmi-
gung und nachfolgende Ra-
tifikation, Annahme oder
Genehmigung.

(2) Kein Mitgliedstaat des
Europarats kann dieses Protokoll
ohne Vorbehalt der Ratifikation
unterzeichnen, ratifizieren, an-
nehmen oder genehmigen, wenn
er nicht das Allgemeine Abkom-
men über die Privilegien und
Immunitäten des Europarats be-
reits ratifiziert hat oder gleichzei-
tig ratifiziert.

(3) Die Ratifikations-, An-
nahme- oder Genehmigungsur-
kunden werden beim Generalse-
kretär des Europarats hinterlegt.

Artikel 3

(1) Dieses Protokoll tritt mit
dem ersten Tag des Monats in
Kraft, der dem Ablauf von drei
Monaten nach dem Zeitpunkt
folgt, zu dem drei Mitgliedstaaten
des Europarats ihre Zustimmung,
durch das Protokoll gebunden zu
sein, gemäß den Bestimmungen
des Artikels 2 ausgedrückt haben.
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(2) Für jeden Mitgliedstaat, der
später seinen Beitritt bekanntgibt,
tritt das Protokoll mit dem ersten
Tag des Monats, der dem Ablauf
von drei Monaten nach dem
Zeitpunkt der Unterzeichnung
oder der Hinterlegung der Ratifi-
kations-, Annahme- oder Geneh-
migungsurkunde folgt, in Kraft.

Artikel 4

Die Unterzeichnerstaaten ver-
einbaren, dieses Protokoll bis zu
seinem gemäß den Absätzen 1 und
2 des Artikels 3 erfolgenden
Inkrafttreten vom Zeitpunkt der
Unterzeichnung an vorläufig an-
zuwenden, soweit dies mit ihren
jeweiligen verfassungsrechtlichen
Bestimmungen vereinbar ist.

Artikel 5

Der Generalsekretär des Euro-
parats notifiziert den Mitglied-
staaten des Rats:

a) jede Unterzeichnung;
b) jede Hinterlegung einer Ra-

tifikations-, Annahme- oder
Genehmigungsurkunde ;

c) den Zeitpunkt jedes Inkraft-
tretens dieses Protokolls ge-
mäß Artikel 3;

d) jeden anderen Akt, jede
andere Notifikation oder
Mitteilung in bezug auf
dieses Protokoll.

Zu Urkund dessen haben die
hiezu gehörig befugten Unter-
zeichneten dieses Protokoll unter-
schrieben.

Geschehen zu Straßburg, am
18. Juni 1990, in französischer
und englischer Sprache, wobei
jeder Wortlaut gleichermaßen
verbindlich ist, in einer Urschrift,
die im Archiv des Europarats
hinterlegt wird. Der Generalse-
kretär des Europarats übermittelt
allen Mitgliedstaaten des Europa-
rats beglaubigte Abschriften.

Das Fünfte Zusatzprotokoll tritt gemäß seinem Art. 3 Abs. 2 für Österreich mit 1. Juni 1992 in Kraft; es
steht derzeit auch für Dänemark, Finnland, Vereinigtes Königreich in Kraft.

Vranitzky
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219. Änderung des Abkommens zwischen der Republik Österreich und der Tschechoslowaki-
schen Sozialistischen Republik über den Luftverkehr

(Übersetzung)

BUNDESMINISTERIUM FÜR DIE
AUSWÄRTIGEN ANGELEGENHEITEN

C.j.: 80.082/92-MPO

Das Bundesministerium für die Auswärtigen
Angelegenheiten der Tschechischen und Slowaki-
schen Föderativen Republik entbietet der Botschaft
der Republik Österreich seine Hochachtung und
beehrt sich mitzuteilen, daß es bei dem Austausch
der Noten 21. 2893-A/91 und Zl. 100.417/91 vom
26. April 1991, durch die der Anhang des oben
angeführten Abkommens über den Luftverkehr *)
geändert wurde, in der letzten csl. Note zu einem
Fehler gekommen ist. Der erste Satz des Buchstaben

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 450/1991

„C" soll richtig wie folgt lauten: „Zwischenpunkte
und Punkte darüber hinaus können von dem, von
jeder Vertragspartei namhaft gemachten Fluglinien-
unternehmen ohne Ausübung der Verkehrsrechte
der fünften Luftfreiheit angeflogen werden."

Das Bundesministerium für die Auswärtigen
Angelegenheiten wäre für die Bestätigung des
Empfanges dieser Note und für die Information der
zuständigen österreichischen Organe über den
ersten Satz, Buchstabe „C" des Anhanges zum
Abkommen über den Luftverkehr sehr dankbar.

Das Bundesministerium für die Auswärtigen
Angelegenheiten der Tschechischen und Slowaki-
schen Föderativen Republik benützt diese Gelegen-
heit, die Österreichische Botschaft in Prag erneut
seiner ausgezeichneten Hochachtung zu versichern.

Prag, am 10. März 1992

L.S.

Österreichische Botschaft

Prag

AUSTRIAN EMBASSY

Zl. 2088-A/92

Die Österreichische Botschaft entbietet dem
Ministerium für die Auswärtigen Angelegenheiten
ihre Hochachtung und beehrt sich, den Empfang
der Verbalnote des geschätzten Ministeriums
Zl. 80.082/92-MPO vom 10. März 1992 zu bestäti-
gen, ebenso wie die Weiterleitung an die zuständi-
gen österreichischen Stellen.

Die Österreichische Botschaft benützt diese
Gelegenheit, das Ministerium für die Auswärtigen
Angelegenheiten erneut ihrer ausgezeichneten
Hochachtung zu versichern.

Prag, am 23. März 1992

L.S.

An das
Ministerium für die
Auswärtigen Angelegenheiten
Prag

Vranitzky
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220.

A B K O M M E N

ZWISCHEN DEM BUNDESMINISTER
FÜR WIRTSCHAFTLICHE ANGELE-
GENHEITEN UND DEM BUNDESMINI-
STER FÜR FINANZEN DER REPUBLIK
ÖSTERREICH EINERSEITS UND DEM
MINISTER FÜR HANDEL UND TOURIS-
MUS VON RUMÄNIEN ANDERERSEITS
ÜBER DIE ANERKENNUNG VON ZEUG-
NISSEN ÜBER DEN URSPRUNG UND
DIE HANDWERKLICHE HERSTEL-
LUNG VON WAREN FÜR ZWECKE DER
ZOLLFREIEN ODER ZOLLERMÄSSIG-

TEN EINFUHR NACH ÖSTERREICH

Artikel 1

Die Zeugnisse über den Ursprung und die
handwerkliche Herstellung von Waren für Zwecke
der zollfreien oder zollermäßigten Einfuhr nach
Österreich werden vom Ministerium für Handel
und Tourismus von Rumänien ausgestellt.

Artikel 2

(1) Die Zeugnisse über den Ursprung und die
handwerkliche Herstellung entsprechen — vorbe-
haltlich der Bestimmungen des Absatzes 2 — nach
Inhalt und Form dem für Zwecke des Allgemeinen
Präferenzsystems verwendeten Formblatt A.

(2) Die Zeugnisse enthalten folgende zusätzliche
Feststellungen in deutscher, rumänischer oder
englischer Sprache:

a) Zusätzliche Erklärung des Ausführers (in
Spalte 7 des genannten Formblattes) :
„Alle oben genannten Waren sind handwerk-
lich hergestellte Waren."
oder
„Toate mărfurile menţionate mai sus sînt
mărfuri produse manual."
oder
"All the above goods are handicraft products."

b) Bescheinigung der im Artikel 1 genannten
ermächtigten Stelle (in Spalte 4 des genannten
Formblattes) :
„Hiermit wird auf Grund der durchgeführten
Kontrollen bescheinigt, daß die in diesem
Zeugnis beschriebenen Waren handwerklich
hergestellte Waren gemäß dem Abkommen
zwischen Österreich und Rumänien sind.
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(3) Als handwerklich hergestellte Waren werden
Waren verstanden, die überwiegend von Hand oder
nur unter Verwendung von ausschließlich durch
Hand- oder Fußantrieb bedienten Maschinen oder
Geräten hergestellt worden sind. Die Verwendung
von maschinell erzeugten Rohmaterialien schließt
grundsätzlich handwerklich hergestellte Waren von
den nach österreichischem Recht eingeräumten
Begünstigungen nicht aus.

Artikel 3

Das Ministerium für Handel und Tourismus von
Rumänien wird jede Änderung bezüglich der im
Artikel 1 genannten Stelle dem Bundesminister für
Finanzen der Republik Österreich bekanntgeben.

Artikel 4

Das im Artikel 1 genannte Ministerium für
Handel und Tourismus von Rumänien leistet bei der
Prüfung der Echtheit und Ordnungsmäßigkeit der
Zeugnisse den österreichischen Behörden über
deren Ersuchen Verwaltungshilfe.

Artikel 5

Dieses Abkommen tritt sechs Wochen nach
Unterzeichnung in Kraft; es wird auf die Dauer von
zwei Jahren abgeschlossen. Seine Gültigkeit verlän-
gert sich jeweils um ein weiteres Jahr, sofern sie
nicht durch eine der Vertragsparteien sechs Monate
vor Ablauf der Frist schriftlich auf diplomatischem
Weg gekündigt wird.

Artikel 6

Mit dem Inkrafttreten dieses Abkommens tritt das
am 14. Juli 1975 in Bukarest abgeschlossene
Abkommen über die Anerkennung von Zeugnissen
über den Ursprung und die handwerkliche Herstel-
lung von Waren für Zwecke der zollfreien oder
zollermäßigten Einfuhr nach Österreich *) außer
Kraft.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 500/1975
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GESCHEHEN zu Wien, am 19. März 1992, in
zwei Urschriften in deutscher und rumänischer
Sprache, wobei beide Texte gleichermaßen verbind-
lich sind.

Für den Bundesminister für wirtschaftliche Angele-
genheiten der Republik Österreich:

Mag. Josef Mayer
Ministerialrat

Für den Bundesminister für Finanzen der Republik
Österreich :

Dr. Gottfried H. Mazal
Ministerialrat

Für den Minister für Handel und Tourismus von
Rumänien:

Dipl. Ec. Liviu Paunescu
Direktor

Das Abkommen tritt gemäß seinem Art. 5 mit 30. April 1992 in Kraft.

Vranitzky


